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FIAN ist die internationale 
Menschenrechtsorganisation für 
das Recht auf Nahrung.

Mit freundlicher Unterstützung der Österreichischen 
Entwicklungszusammenarbeit. Für den Inhalt sind allein die 
Herausgeber verantwortlich. Der Inhalt kann in keiner Weise 
als Standpunkt der Österreichischen Entwicklungszusammen-                                                                                              
arbeit angesehen werden.

Gesunde Ernährung durch 
Lebensmittelkonzerne?! 

Auch in anderen Bereichen drängen transnationale 
Konzerne in afrikanische Ernährungssysteme. Unter der 
Flagge der Bekämpfung von Mangelernährung besonders 
bei Kleinkindern, geben sich vormals schwarze Schafe der 
Lebensmittelindustrie wie Nestlé, Unilever und Danone ein 
neues Image und erweitern ihre Absatzmärkte. Das aktuell 
einflussreichste Beispiel einer solchen Allianz ist die Scaling                                                                          
Up Nutrition (SUN)-Initiative, die sich aus einer Weltbank- 
Initiative entwickelt hat. Ziel der Multisektor-Plattform mit 
Beteiligung der Vereinten Nationen, Regierungen, dem Pri-
vatsektor und NGOs ist weltweit einen verstärkten Fokus auf 
die Zusammensetzung der menschlichen Ernährung und das 
Thema Mangelernährung zu lenken. 

In den letzten Jahren förderte SUN die Partnerschaften 
von Regierungen und Unternehmen speziell im Bereich künst- 
liche Nahrungsergänzung mit marktbasierten Produkten und 
High-Tech-Lösungen für Mangelernährung. Dabei werden die 
strukturellen Ursachen von Mangelernährung ignoriert. SUNs 
Förderung von Wirtschaftspartnerschaften im Bereich der  
Mangelernährung von Kindern gibt Unternehmen beispiel-
losen Einfluss auf Politikgestaltung. Dabei wird ignoriert, dass 
es die oberste Priorität transnationaler Unternehmen ist, ihre 
Marktanteile auszuweiten. Mit über 50 Ländern wurden bereits 
Kooperationsvereinbarungen im Rahmen von SUN getroffen.

Aus Sicht vieler Staaten scheint die Kooperation mit der 
Privatwirtschaft notwendig, um die Finanzierungslücke im 
Ernährungs- und Agrarsektor zu schließen. Doch dabei wird 
die Steuerungsfunktion der Vereinten Nationen in Nahrungs- 
und Ernährungsangelegenheiten ausgehöhlt. Durch die Macht 
dieser großen Akteure wird unser Ernährungssystem immer 
mehr der demokratischen Kontrolle entzogen. Der Ge-
staltungsraum für Regierungen, Parlamente und nicht zuletzt 
zivilgesellschaftliche Organisationen und soziale Bewegun-
gen verengt sich. Diese Entwicklung bedeutet nicht nur eine 
Gefahr für das Recht auf Nahrung, sondern für alle Menschen-
rechte. 

„There’s a struggle for land, for investment, 
for seed systems, and first and foremost there’s a 
struggle for political influence.” 
          Olivier de Schutter, ehem. UN-Sonderberichterstatter 
          für das Recht auf Nahrung 

FIAN setzt sich für die Demokratisierung des 
Ernährungssystems ein, damit das Menschen-
recht auf Nahrung durchgesetzt werden kann. 
Wir fordern die Beteiligung der größten und 
wichtigsten Investor_innen im Landwirtschafts-
bereich an politischen Reformen, nämlich der 
kleinen Lebensmittelproduzent_innen selbst! 

STOPP zu gefährlichen Allianzen zwischen Agrar- 
und Ernährungsmultis und Regierungen!
STOPP zur Ausweitung der Konzernmacht im 
Ernährungssystem!

JA zum Recht auf Nahrung!
JA zu einem demokratischen Ernährungssystem!



Hungerbekämpfung durch Agrarkonzerne? 

Dieser Widerspruch in sich ist der neue Trend  in der 
internationalen Zusammenarbeit:  Strategische Partnerschaften 
zwischen Regierungen, UN-Organisationen und der Agrar- und 
Ernährungsindustrie. Auf dem Papier sollen Hunger und Mangel-                                                                                                     
ernährung im Globalen Süden bekämpft werden. In der Praxis 
dienen diese Partnerschaften aber vor allem den Interessen der 
Konzerne nach Zugang zu Agrarland, mehr Kontrolle über den 
Saatgutmarkt und Erschließung neuer Absatzmärkte. Damit 
verschaffen sich Konzerne noch mehr Kontrolle über die gesamte 
Wertschöpfungskette von Lebensmitteln - vom Feld bis zum Tel-
ler –  während kleine Produzent_innen ihre Selbstbestimmung 
verlieren.  

Diese fragwürdigen Allianzen sind vor allem im afrikani-                                                                                               
schen Agrarsektor aktiv und stellen eine Gefahr für das Recht 
auf Nahrung dar.  Das „Who is who“ der Nahrungsmittel- und 
Agrarindustrie ist in den Allianzen durch transnationale 
Nahrungsmittelkonzerne wie Nestlé und Unilever bis hin zu 
Agrarkonzernen wie Cargill und Monsanto vertreten. Der Privat-
sektor erhält über diese Partnerschaften privilegierten Einfluss 
auf Regierungen. Es sind jedoch weder diese Unternehmen noch 
die entstandenen Allianzen demokratisch legitimiert, um über 
tiefgreifende Weichenstellungen in der Welternährung zu ent- 
scheiden. 

Hunger und Mangelernährung sollen allein durch Pro-
duktivitätssteigerung und marktförmige Instrumente bekämpft                                    
werden, strukturelle und politische Ursachen von Hunger 
werden von diesen Allianzen weitestgehend ignoriert.

Neue Allianzen, alte Ideen?

Die „New Alliance for Food Security and Nutrition“ (New 
Alliance) wurde auf dem G8 Gipfel im Mai 2012 auf Initiative der 
US-Regierung ins Leben gerufen. Schwerpunkt der New Alliance 
ist es, die Investitionen im Agrarbereich mit Unterstützung des 
Privatsektors erheblich zu steigern, um dem Anspruch gerecht zu 
werden, 50 Millionen Menschen in Afrika bis 2022 aus der Ar-
mut zu befreien. Teil der getroffenen Vereinbarungen zwischen                                                                                                
afrikanischen Staaten, G8-Staaten, der EU und der Privat- 

tionsprojekte zugänglich machen. Bekannte Beispiele sind 
SAGCOT in Tansania und das Pro Savana Projekt  in Mosam-
bik. In beiden Fällen ist die zivilgesellschaftliche Kritik laut. 
Der Staat stellt die (Export)Infrastruktur für diese Korridore 
zur Verfügung und erleichtert die Pacht und den Kauf von 
Land durch entsprechende Steuer- und Landpolitiken. Einmal 
mehr werden der Verlust von Bodenfruchtbarkeit durch Über-
nutzung, Land Grabbing und aktive Verdrängung von kleinen 
Lebensmittelproduzent_innen in Arbeitslosigkeit und Armut 
das Ergebnis dieser Neuauflage der Grünen Revolution sein.

In zahlreichen afrikanischen Ländern wurden bereits 
tiefgreifende  Rahmenvereinbarungen mit der New Alliance 
verabschiedet. In Äthiopien, wo die Ernährungssituation seit 
Jahrzehnten unsicher ist, wird die Landgesetzgebung zuneh-
mend dahingehend verändert, dass großflächige Landverkäufe 
und langfristige Pachtverträge für Agrarkonzerne künftig noch 
einfacher werden. Zudem verpflichtet sich Äthiopien, keine 
Ausführquoten für agrarische Produkte zu erlassen. Konkret 
würde das die Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
für den Weltmarkt anstatt für die hungernde Bevölkerung 
bedeuten.

Kleinbäuer_innen in Abhängigkeit 
von Saatgutkonzernen

Sowohl bei AGRA als auch bei der New Alliance für 
Ernährungssicherung in Afrika stehen Saatgutgesetzgebungen 
und -politik auf der Agenda. Ein erklärtes Ziel der Allianzen 
ist es, freier Saatgutausgabe durch den Staat ein Ende zu setzen 
und mit politischen Maßnahmen kommerzielle Saatgut-
produktion speziell von Hybridsaaten zu fördern. Informelle 
Tauschsysteme und Saatgutgewinnung am Hof, die aktuell 80 
Prozent des verwendeten Saatguts zur Verfügung stellen, sollen 
durch diesen Saatgutmarkt ersetzt werden. Dadurch werden 
Kleinbäuer_innen von industriellem Saatgut und großen Saat-
gutfirmen abhängig gemacht. Lokale Sortenvielfalt wird durch 
gezüchtete Hochleistungssorten ersetzt, die einen großen 
Einsatz an Düngemitteln und Pestiziden benötigen. Wie auch 
bereits in der Grünen Revolution der 1960er Jahre wird die 
Folge ein unwiederbringlicher Verlust an Biodiversität und 
Saatgutvielfalt sein.

wirtschaft ist die gezielte Förderung der Kommerzialisierung und 
Privatisierung von Land und Saatgut, um die Industrialisierung 
der Landwirtschaft voranzutreiben. Die Kleinbäuer_innen, die 
von der Initiative angeblich profitieren sollen, wurden in die 
Ausgestaltung der Initiative nicht eingebunden. Bisher getätigte 
Investitionen zielen vor allem auf Exportförderung ab.

Zweifelhafte Philanthropen

Die Bill und Melinda Gates wie auch die Rockefeller Foun-
dation – zwei der weltweit größten philanthropischen Stiftungen            
– sind die wichtigsten Investoren der „Alliance for a Green Rev-
olution in Africa“ (AGRA). AGRA zählt zu den kapitalstärksten 
Akteuren im afrikanischen Agrarbereich. Sie konzentriert ihre 
Tätigkeit auf den Saatgutbereich sowie industrielle Inputs, wie 
chemischen Dünger und Pestizide. Obwohl laut eigenen Angaben                                  
kleine Produzent_innen im Zentrum der Aktivitäten stehen 
sollen, ist die Zielsetzung klar: Produktivitätssteigerung durch 
eine input-intensive Landwirtschaft. Lokale Saatgutbanken und 
alternative Bewirtschaftungsweisen werden verdrängt. 

Kleinbäuer_innen sollen in die Wertschöpfungsketten des 
globalen Ernährungssystems integriert werden. Kontrolliert 
werden diese Wertschöpfungsketten jedoch von genau den trans-
nationalen Unternehmen, die Hersteller von Hybridsaatgut, künst-                                                                                                         
lichem Dünger und anderen industriellen Inputs sind. Während 
kleine Produzent_innen ihre Selbstbestimmung verlieren, fahren 
Unternehmen immer größere Gewinne ein.

Zugang zu Land für Agrarinvestoren

Im Rahmen der New Alliance haben sich die beteiligten afri-                                                                                                                 
kanischen Regierungen dazu bereit erklärt, den Zugang zu Land 
für private Investoren zu erleichtern. Um eine für den Privatsektor 
positive Entwicklung im Bereich Landpolitiken und Saatgutregu- 
lierungen sicher zu stellen, erhalten Konzerne auch privilegierten 
Zugang zu Regierungen. So wurden im Rahmen der New Alliance 
Gremien für Privatsektor und Regierungen eingerichtet, die über 
neue Gesetzesentwürfe im Agrarbereich beraten. Wichtigster 
Teil der Investitionspolitik sind so genannte Agrarentwicklungs-      
korridore,  die ganze Regionen für groß angelegte private Investi- 


